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Einbcziehungssatzung
Jahnstraße

Ortsgemeinde Duchroth

Der Ortsgemeinderat von Duchroth beschließt die folgende Einbeziehungs

satzung gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 3 BauGB:

§ 1 Plangebiet und künftig darin geltende Vorgaben / Festsetzungen

A. Geltungsbereich:

Der räumliche Geltungsbereich der Einbeziehungssatzung umfasst das folgende Grundstück der

Gemarkung Duchroth:

Einbezogene Fläche: Flur 1, Flurstück 103 teilweise.

Die genauen Abgrenzungen des Einbeziehungsbereiches sind aus der Planzeichnung ersichtlich.

B. Zulässigkeit von Vorhaben:

Die Fläche des Geltungsbereiches wird durch die vorliegende Satzung gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 3

RauGB in die im Zusammenhang bebaute Ortslage einbezogen.

Innerhalb des Gelftngsbereiches der vorliegenden Einbeziehungssatzung richtet sich die Zulässig

keit von Vorhaben künftig nach den Vorgaben des § 34 BauGB.

Darüber hinaus werden gemäß § 34 Abs. 5 Satz 2 BauGB in der vorliegenden Satzung bereits ein

zelne Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 und 3 Satz 1 BauGB getroffen.

C. Planungsrechtliche Festsetzungen (gemäß § 9 BauGB):

In Ergänzung der zeicirnerisehen Festsetzungen in der Planzeichnung wird folgendes textlich fest

gesetzt:

1. Maß der baulichen Nutzung

( 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 16-21a BauNVO)

1.1 Grundflächenzahl (GRZ)( 16 Abs. 2 Nr. 1 und § 19 BauNVO)

(siehe Plandarstellung mit Einschrieb,).

1.2 Zahl der Vollgeschosse ( 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO)

(siehe Plandarstellung mit Einschrieb).
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2. Bauweise ( 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO)

(siehe Plandarstellung mit Einschrieb,).

2.1 Abweichende Bauweise ( 22 Abs. 4 BauNVO)

Es sind, gemäß der Darstellung in der Nutzungsschablone im Plan, nur Einzelhäuser und diese
somit in offener Bauweise mit seitlichem Grenzabstand zulässig.
Dabei wird aber gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO somit abweichend von den Vorgaben des § 22
Abs. 1 BauNVO - die Außenwandlänge von Einzelhäusern auf maximal 18 m beschränkt.

3. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft ( 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

3.1 Umwelt&eundliche Beleuchtung

In Verbindung mit § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGE wird festgesetzt, dass im Einbeziehungsgebiet
zur Beleuchtung mit Mastleuchten nur (möglichst warmweiß bis neutralweiß getönte) LED
Lampen (mit möglichst geringem Blauanteil im Spektrum zwischen 2000 bis 3.000 Kelvin
Farbtemperatur) zulässig sind.
Abstrahlungen in nicht notwendig auszuleuchtende Bereiche oder in den 1-fimmel sind zu ver
meiden (bspw. durch abgeschirmte Leuchten mit geschlossenem Gehäuse und durch ziel-
gerichtete Projektionen).
Lampen und Leuchten dürfen somit nur von oben nach unten strahlen; Kugelleuchten o. ä.
sind somit — mit Ausnahme von Pollerleuchten oder vergleichbare Leuchten, die in Höhen von
maximal 1,20 m platziert sind und der funktional notwendigen Ausleuchtung dienen - nicht
zulässig.
Die Beleuchtungsdauer und die Liehtstärke sind auf das gestalterisch und funktional Notwen
dige zu beschränken.

3.2 Anbringung von Nisthilfen
Je neu errichtetem Hauptgebäude ist (möglichst an baulichen Anlagen oder an Bäumen) min
destens ein für den Haussperling geeigneter Nistkasten an einer dafür geeigneten Stelle (so
v. a. geschützt vor Wind, Regen und praller Sonne; mindestens 2 Meter über dem Boden; Ein
flugloch in Richtung Süden bis Osten orientiert; geschützt vor Katzen und anderen Nesträu
bem etc.) anzubringen.

4. Sonstige Anpflanzungen ( 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

4.1 Grüngestaltung der unbebauten Bereiche der privaten Grundstücke

Im Plangebiet ist pro angefangenen 150 qm bebauter oder versiegelter Fläche mindestens 1
standortgerechter hochstämmiger Laubbaum 1. oder II. Ordnung aus der in § 3 (Ziffer 17) auf
geführten Pflanzenliste in der dort vorgegebenen Mindestqualität zu pflanzen und dauerhaft
zu erhalten.

4.2 Dachbegrünung

Sofern das oberste Geschoss eines Hauptgebäudes als flaches oder flach geneigtes Dach mit
einer Neigung von maximal 12° ausgebildet wird, so ist es fachgerecht zu begrünen.
Dabei muss die Aufbaustärke des von Pflanzen nutzbaren Substrats mindestens 10 cm betra
gen.

Diese Dachflächen sind vollständig mit geeigneten Pflanzen (so insbesondere niederwüchsige,
trockenheitsresistente Stauden und Gräser, bei stärkeren Substraten auch bodendeckende oder
kleinwüchsige Gehölze) zu bedecken und dauerhaft fachgerecht zu unterhalten.
Ausnahmen von der Flächendeckung der Begrünung sind lediglich zulässig für technisch oder
betrieblich notwendige Aussparungen bzw. Aufbauten zur natürlichen Belichtung, zur Be
oder Entlüftung, zur Energieversorgung, für Aufzugs- und / oder Aufgangs- bzw. Wartungs
einrichtungen, für Dachüberstände bzw. sonstige Randelemente der Dachkonstruktion, für die
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punktuellen Stützen von aufgeständerten Photovoltaikanlagen oder für Antennen und sonstige

Signal empfangende Anlagen.

Von der Pflicht zur Dachbegrünung für die o. g. Dachformen kann abgesehen werden, sofern

auf mindestens 80 % der dafür nutzbaren Dachfläche Anlagen zur Energiegewinnung aus

Solarenergie (Fotovoltaikanlagen und Sonnenkollektoren) errichtet werden.

5. Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind ( 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGS)

(siehe Plandarstellung,).
Es werden von Bebauung freizuhaltende Flächen mit Angabe der Nutzung festgesetzt.

5.1 Freizuhaltendes Sichtfeld

Der mit dem entsprechenden Planzeiehen gekennzeichnete Bereich auf Höhe der Einmündung

des nördlich angrenzenden Weges (Flst. 87) in die Jahnstraße stellt eine Sichtfläche dar, die
von jeglicher sichtbehindemder Nutzung über 0,80 m Höhe - gemessen jeweils von der Ober

kante des Belages der angrenzenden Straße / des angrenzenden Weges aus — dauerhaft freizu

halten ist.
Die betroffene Fläche kann beliebig als unbebaute Fläche genutzt und ausgebildet werden,

wobei aber lediglich Pflanzen verwendet dürfen, die eine Endwuchshöhe von 80 cm nicht

überschreiten.
Eine Nutzung als Stellplatz-, Lager- oder Abstellfläche ist unzulässig.

D. Bauordnungsrechtljche Festsetzungen

(gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V, mit § 88 Landesbauordnung Rheinland-Pfalz - LBauO)

1. Gestaltung der nicht überbauten Flächen bebauter Grundstücke

( 88 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 6 LBauO)

1.1 Die nicht überbauten Grundstücksflächen bebauter Grundstücke, einschließlich unterbauter
Freiflächen, sind, soweit sie nicht für eine sonstige zulässige Nutzung benötigt werden, gärt
nerisch als Zier- und / oder Nutzgarten in Form von Vegetationsstnikturen ohne Kunstrasen
elemente anzulegen und zu unterhalten; sie dürfen nicht dauerhaft als Arbeits- oder Lager-
flächen genutzt werden. Wasserdichte und / oder nicht durchwurzelbare anorganische Mate
rialien (wie z. B. Folien, Vliese, Textilgewebe o. ä.) sind lediglich zur Anlage von dauerhaft
mit Wasser gefüllten Teichen zulässig.

1.2 Großflächig mit Schotter, Splitt, Kies, Glas oder sonstigen anorganischen Materialschüttun

gen belegte Flächen, in denen diese Materialien das hauptsächliche Gestaltungselement sind
und Pflanzen allenfalls in untergeordneten Anteilen vorkommen, sind nicht zulässig. Aus
nahmen davon sind lediglich zulässig für Steinschüttungen in einer Breite von maximal
50 cm unmittelbar an der Gebäudewand. die der raschen Ableitung von Niederschlagswasser
in den Untergrund dienen („Traufstreifen“), sowie für Wege.

2. Solare Energiegewinnung auf Dächern

( 88 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 6 sowie § 62 Abs. 1 Nr. 2e LBauO)

2.1 Die Installation von Fotovoltaikanlagen und Sonnenkollektoren ist auf sämtlichen geeigne
ten Dächern zulässig.
Derartige Anlagen dürfen jedoch an keiner Stelle mehr als 30cm über die Dachhaut hinaus
ragen, dürfen keinen Überstand über das Dach aufweisen und müssen ebenso geneigt sein

wie das jeweilige Dach.
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2.2 Hiervon ausgenommen sind flache oder flach geneigte Dächer (Neigungen zwischen 0° und
7°), auf denen freistehende Anlagen bis zu einer Höhe von 1,50 tn zulässig sind. Diese müs
sen aber mindestens 1.0 m von den Rändern des Daches zurückbleiben.

Flachdach mit
Fcqovoltaikanl.ge
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2.3 Von den vorstehend definierten Maßen und Vorgaben können Abweichungen zugelassen

werden, wenn nachgewiesen wird, dass deren Einhaltung eine unverhältnismäßig hohe Ein

schränkung für den angestrebten Energieertrag zur Folge hätte.

§ 2 Nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffene Festsetzungen /
nachrichtliclie Übernahmen ( 9 Abs. 6 und Abs. 6a BauGB)

1. Lage in einem Naturpark

Das Änderungsgebiet liegt im insgesamt ca. 71.061 ha großen Naturpark ‘Soonwald-Nahe‘

(NTP-071-004; Landesverordnung vom 28.01.2005; GVBI 5. 46, zuletzt geändert durch Verord

nung vom 16.05.2014, GVBI. 5. 76), allerdings außerhalb von dessen Kernzonen.

2. Lage in einem Landschaftsschutzgebiet

Das Änderungsgebiet liegt außerdem im insgesamt ca. 7.000 ha großen Landschaftsschutzgebiet

‘Nahetal‘ (LSG-7 133-001; Landesverordnung vom 11.07.1972; Staatsanzeiger Nr. 29, 5. 46Sf.).

§ 3 Hinweise und Empfehlungen (ohne Festsetzungscharakter)

1. Bewirtschaftung des Niederschlagswassers

Zur Sicherstellung eines geordneten Abflussverhaltens der Vorfluter haben Maßnahmen der Was

serrückhaltung Vorrang vor abflussbeschleunigenden Maßnahmen.

Gemäß § 55 des Wasserhaushaltsgesctzes (WHG) soll das anfallende Niederschlagswasser orts-

nah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutz-

wasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige

öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschafthiche Belange entgegenstehen.

Die technische Ausführung einer evtl. Versickerung über die belebte Bodenzone, die Standort-

eignung sowie das Erlaubnis-! Genelunigungsverfahren sind mit dem Träger der Abwasserbesei

tigung abzustimmen.

Versickerungsanlagen stellen nach § 9 WHG Benutzungen dar und bedürfen grundsätzlich einer

wasserrechtlichen Erlaubnis nach § 8 WHG i. V. m. § 19 Landeswassergesetz (LWG) durch die

Kreisverwaltung Bad Kreuznach.
Bei Versickerung mit mehr als 500 qm angeschlossener, abflusswirksanier Fläche oder bei Ein

leitung in ein Fließgewässer mii mehr als 2 ha angeschlossener, abflusswirksamer Fläche ist der

Erlaubnisantrag bei der SGD Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschafl, Boden-

schutz in Koblenz einzureichen.

Bei gezielter Versickerung ist ein Abstand von mindestens 1 Meter zwischen der Sohle der Ver

sickerungsanlage und dem mittleren höchsten Grundwasserstand einzuhalten; dies gilt auch für

Privatgrundstüeke. Eine offene Versickerung (Flächen-, Mulden- oder Grabenversickerung) ist

auch stets so anzulegen, dass Gefahren oder Schäden zu Nachbargrundstücken und öffentlichen

Verkehrsflächen nicht entstehen können.

Details der Regenwasserbewirtschaftung werden, auf Grundlage der wasserrechtlichen Vorgaben

und der geltenden Rechtslage, im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens in Abstimmung mit

der Abwasserbeseitigungseinrichtung der Stadt Bad Kreuznach und der Unteren Wasserbehörde

festgelegt.
Dabei ist auch — in Abhängigkeit von der Planung und dem Grad der Uberbauung etc. - die Vor

haltung von evtl. Rückhalteeinrichtungen auf dem Plangrundstück (Mulden, Rctentionszisternen,

Dachbegrünung o. ä.) vor einer Einleitung in den Regenwasser-Kanal zu regeln. Eine Vorabstim

mung zur Abwasserbeseitigung mit dem o. g. Träger hat ergeben, dass das evtl. überschüssige
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Regenwasser mit einem etwa 25 m langen neuen Straßenkanal an die Regenwasserleitung in der
Naheweinstraße angeschlossen werden soll. Hier sei die Gefällesituation so komfortabel, dass es
zu keinem Aufstau kommen werde.
In Abhängigkeit von den konkret beantragten Nutzungen ist im Baugenehmigungsverfahren zu
prüfen, ob nicht auch andere Rückhaltemöglichkeiten genutzt werden können, um diesen Auf
wand (für ggf. nur ein einziges Haus) mglw. vermeiden zu können, zumal die nun festgesetzte
GRZ von 0,25 keine stärkere Versiegelung ermöglicht als sie bisher bereits gegeben ist (dazu s.
Bilanzierung der möglichen Neuversiegelung in Kap. 7.4 der Begründung).

2. Nutzung von Niederschlagswasser

Zum Zwecke der Verwertung (Nutzung) von Niederschlagswasser als Brauch- und / oder Bereg
nungswasser sollten möglichst Zisternen mit Pumpen zur Brauchwassemutzung errichtet werden.

Zur Reduzierung der Abflussverschärfung und Nutzung von Brauchwasser sollte das Dach-
wasser der Gebäude in doppelstufigen Regenwasserzisternen gesammelt werden. Das Prinzip beruht
auf einer Grundspeicherung des Regenwassers zur Nutzung (VN) sowie eines flexiblen Speichers zur
Retention (Pufferung) zusätzlicher Niederschlagswässer (VR) bei gleichzeitiger gedrosselter Ableitung.
Das erforderliche Gesamtvolumen ergibt sich durch einfache Addition der beiden Volumina: V0f.=
VN+VR.

Im Falle des Einbaus von Regenwassernutzungsanlagen muss dem Verbraucher nach der Trink
wasserverordnung 2001 (TrinkwV200 1) für die in § 3 Nr. 1 genannten Zwecke Wasser mit Trink
wasserqualität zur Verfügung stehen. Bei der Nutzung von Brauchwasser ist darauf zu achten,
dass das Leitungssystem entsprechend der Technischen Regeln (hier insbesondere die DIN 1988
- Technische Regeln für Trinkwasserinstallation - sowie die DIN 1986 und die DIN 2001) ausge
führt wird und die strikte Trennung von Trink- und Brauchwasserleitung erfolgt. Nach § 17 Abs. 6
TrinkwV 2001 dürfen Regenwassernutzungsanlagen nicht ohne eine den allgemein anerkannten
Regeln der Technik entsprechende Sicherungseinrichtung mit Trinkwasserleitungen verbunden
werden. Die Leitungen der unterschiedlichen Versorgungssysteme sind beim Einbau dauerhaft
farblich unterschiedlich zu kennzeichnen und die Entnahmestellen aus Regenwassemutzungs
anlagen sind dauerhaft als solche zu kennzeichnen. Zudem sind sämtliche Leitungen im Gebäude
mit der Aufschrift oder einem Hinweisschild ‘Kein Trinkwasser‘ zu kennzeichnen.
Die Planung der Brauchwasseranlage innerhalb des Gebäudes ist vor Erstellung und der Inbe
triebnahme der Abwasserbeseitigungseinrichtung der Stadt Bad Kreuznach bzw. dem Betriebs-
führer anzuzeigen.
Außerdem ist der Wasserversorgungsträger (Stadtwerke Bad Kreuznach) darüber zu informieren.
Schließlich ist die Inbetriebnahme einer Regenwassernutzungsanlage nach § 13 Abs. 4 TrinkwV
2001 der zuständigen Behörde anzuzeigen.

3. Schutz vor Außengebietswasser

Grundsätzlich ist, gemäß den Vorgaben des § 5 Abs. 2 WHG, jeder Grundstückseigentümer
eigenverantwortlich „im Rahmen des ihm Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, geeignete Vor
sorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hoch wasserfolgen und zur Schadensminderung
zu treffen, insbesondere die Nutzung von Grundstücken den möglichen nachteiligen Folgen für
Mensch, Umwelt oder Sachwerte durch Hochwasser anzupassen. “Dies betrifft auch Maßnahmen
vor Überflutungen aus eindringendem Außengebietswasser (nicht jedoch aus Abwasseranlagen)
auf sein Grundstück.

Im vorliegenden Fall ist aufgrund der Lage des Plangebietes keine besondere Gefahr von Über
flutungen durch Starkregen erkennbar.

- In der Starkregenkarte Rheinland-Pfalz wird die Gefährdung der Ortslage Duchroth durch
Sturzflut [https://wasserportal.rlp-umwelt.de/servlet/is/1 0081/] zwar generell als „hoch“
bewertet.

- Allerdings ist in dieser Karte im Geltungsbereich oder seinen Randbereichen kein potenziel
les „Sturzflut-Entstehungsgebiet“ verzeichnet - ein solches beginnt erst südlich (und somit
unterhalb) des Plangebietes auf der L 235 und setzt sich dann in Richtung Osten fort.

- Schließlich sind der Geltungsbereich und seine Randbereiche gemäß dieser Karte auch nicht
von „potenziellen Überflutungen an Tiefenlinien“ betroffen.
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Dennoch wird dem oder den Grundstückseigentümern empfohlen, zum Schutz vor einem nie ganz
auszuschließenden Eindringen von Wasser aus Nachbargrundstücken im Falle von Starkregen-
ereignissen entsprechende Vorsorgemaßnahmen zu treffen.
Dies betrifft im Pfangebiet insbesondere die höher gelegenen nordwestlichen bis nördlichen Rän
der des Einbeziehungsgebietes. Dort sollten ggf Vorkehrungen (in Form von Verwallungen o.
unter Einhaltung der landesnachbarrechtlichen Bestimmungen) getroffen werden, die vom Eigen
tümer herzustellen und dauerhaft zu erhalten sind.
Nähere Hinweise dazu, auch zu Maßnahmen zum entsprechenden Schutz von baulichen Anlagen,
können auch den entsprechenden Merkblättern entnommen werden, wie z. 8. dem Rheinland
pfälzischen Leitfaden Starkregen ‘Was können die Kommunen tun?“, erschienen Februar 2013,

einsehbar unter http://www.ibh.rlp.de/servletßs/8892/.

4. Bauzeitliehe Grundwasserhaltung / Schutz vor Grundwasser und Staunässe

Sofern während der Bauphase hohe Grundwasserstände auftreten bzw. durch starke Nieder
schläge ein Aufstau auf den grundwasserffihrenden Schichten hervorgerufen wird, kann eine bau-
zeitliche Grundwasserhaltung erforderlich werden. Falls dies zutrifft, ist eine wasserrechtliche
Genehmigung bei der Kreisverwaltung Bad Kreuznach einzuholen.

Es wird grundsätzlich empfohlen, die Gebäudegründungen und evtl. Kellerbereiche mit entspre
chendem Schutz vor Grundwasser und Staunässe bzw. vor drückendem Wasser auszustatten.

5. Löschwasserversorgung

Der Nachweis über eine ausreichende, jederzeit zur Verfügung stehende Löschwassermenge ist

durch den Erschließungsträger zu erbringen.

Zur vorbeugenden Gefahrenabwehr wird um die Beachtung folgender Blätter des DVGW
Regelwerks (Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e.V.. Frankfurt? Main) gebeten: Tech
nische Mitteilung Merkblatt W 331 vom November 2006 (Auswahl, Einbau und Betrieb von
Hydranten); Technische Regel Arbeitsblatt W 400-1 vom Oktober 2004 (WasserleitungsanLa
gen), sowie Technische Regel Arbeitsblatt W 405 vom Februar 2008 (Bereitstellung von Lösch
wasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung).

6. Berücksichtigung der Erfordernisse von Brandbekämpfungs- und Rettungsfahrzeugen

Es sind ausreichend große Zufahrten, Wendemöglichkeiten und Bewegungsflächen für den Ein
satz öffentlicher Brandbekämpfungs- und Rettungsgeräte vorzusehen. Bei der Bemessung dieser
Flächen ist die Muster-Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr der Fachkommission Bauauf
sicht der ARGEBAU vom Februar 2007 (zuletzt geändert durch Beschluss der Fachkommission
Bauaufsicht vom Oktober 2009) anzuwenden. Grundsätzlich sind die Vorgaben des § 7 LBauO
zur Anlage von Zugängen und Zufahrten für Rettungsfahrzeuge zu beachten.

7. Nutzung von Erdwärmc

Für die Nutzung von Erdwärme ist grundsätzlich ein wasserrechtliches Erlaubnisverfahren erfor

derlich. Ein entsprechender Antrag ist rechtzeitig bei der Unteren Wasserbehörde bei der Kreis

verwaltung Bad Kreuznach einzureichen.

8. Schutz und Verwertung von Boden

Bei Erdarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 „Verwertung von Bodenmaterial“), der DIN

18915 („Vegetationsarbeiten im Landschaftsbau — Bodenarbeiten“) sowie der DIN 19639
(,‚Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben“) zu beachten.
Im Rahmen der Baumaßnahmen anfallender Mutterboden ist gemäß § 202 BauGB in nutzbareni

Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Der Oberboden ist daher

zu Beginn aller Erdarbeiten entsprechend DIN 18915. Blatt 3, abzuschieben und zu lagern. Es

sollte geprüft werden, ob Erdaushub aus anfallenden Bauarbeiten zur grünordnerischen Gestal

tung (z 8. Modellierungen) verwendet werden kann oder ob sonstige, möglichst ortsnahe Ver

wendungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen.
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9. Denkmalschutzrechtliche Vorschriften

Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgeset
zes (DSchG) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende archäologische Fund im Sinne des
§ 16 DSchG gegen Verlust zu sichern, die Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen
und der Fund gemäß § 17 DSchG unverzüglich (direkt oder über die Denkmalschutzbehörde oder
die Verbandsgemeindeversvaltung) der Denkmalfachbehörde zu melden. Das Erhaltungsgebot
des § 1 8 DSchG ist dabei zu beachten.
Die vorstehenden Hinweise entbinden den Bauträger / Bauverantwortlichen nicht von der Melde
pflicht und Haftung gegenüber der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz — Direktion
Landesarchäologie (Mainz).
Sollten archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäologie ein
angemessener Zeitraum einzuräumen, damit entsprechende Rettungsgrabungen, in Absprache mit
den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen archäologischen For
schung entsprechend durchgeführt werden können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu
rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwendigen Grabungen sind von Seiten des Bauträgers bzw.
des Bauverantwortlichen finanzielle Beiträge für die Maßnahmen erforderlich; So kann gemäß
§ 21 Abs. 3 DSehG ein Träger öffentlicher oder privater Bau- oder Erschließungsvorhaben „als
Veranlasser im Rahmen des Zumutbaren zur Erstattung der Kosten erdgeschichtlicher oder
archäologischer Nachforschungen und A usgrabungen einschließlich der Dokumentation der Be
funde verpflichtet werden“. Es obliegt dem oder den künftigen Grundstückseigentümer(n), eine
grundsätzlich empfohlene geomagnetische Prospektion ggf. zu veranlassen, um die Gefahr eines
Baustopps im Falle von Funden auszuschließen.

10. Schutz von Ver- und Entsorgungsleitungen
Ver- und Entsorgungsleitungen sind so zu verlegen bzw. durch Schutzvorkehrungen zu sichern,
dass keine gegenseitige Beeinträchtigung von Bäumen und Sträuchern mit Leitungstrassen statt
findet. Die diesbezüglichen Vorgaben des Arbeitsblattes DVGW Richtlinie GW 125 sowie des
‘Merkblatts über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ der For
schungsgesellschafl für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV e. V., Köln) sind zu beachten. Die
Träger der Ver- und Entsorgung sind frühzeitig über den Beginn von Erschließungs- und Bau
maßnahmen zu unterrichten.

11. Altlasten, Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen oder
Verdachtsflächen

Altlasten, Attablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen oder Verdachtsfläehen
sind für das Gebiet des Geltungsbereiches nicht bekannt. Nach § 5 Abs. 1 Landeshodenschutz
gesetz (LBodSchG) sind der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt
über das Grundstück (Mieter, Pächter) verpflichtet, ihnen bekannte Anhaltspunkte für das Vor
liegen einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der zuständigen Behörde
(Regionalstelle der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord) mitzuteilen.

12. Baugrunduntersuchungen und zu beachtende Vorschriften zum Baugrund etc.
Für mögliche Bauvorhaben können spezielle Baugrunduntersuchungen erforderlich werden. Falls
die Baumaßnahme dies erfordert, sind Untersuchungen zur Erkundung von Schicht- und Grund
wasserverhältnissen durchzuführen. Grundsätzlich sollten die Anforderungen an den Baugrund
der DIN 1054 (Baugrund — Sieherheitsnachweise im Erd- und Grundbau), der DIN 4020 (Geo
technische Untersuchungen für bautechnische Zwecke) und der DIN 4124 (Baugruben und Grä
ben - Böschungen, Verbau. Arbeitsraumbreiten) sowie die Vorgaben zur Geotechnik der D[N
EN 1997-1 und -2 (Entwurf Berechnung und Bemessung in der Geotechnik - Teil 1: Allgemeine
Regeln und Teil 2: Erkundung und Untersuchung des Baugrunds) beachtet werden.
Bei allen Bodenarbeiten sind zudem die Vorgaben der DIN 19731 (Bodenbeschaffenheit - Ver
wertung von Bodenmaterial) und der DIN 18915 (Vegetationstechnik im Landsehafisbau —

Bodenarbeiten) zu berücksichtigen
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13. Kampfrnittel

Derzeit sind keine Anhaltspunkte bekannt, die das Vorhandensein von Kampfmitteln im Plan-

gebiet vermuten lassen. Das Vorhandensein von Kampfmitteln im Plangebiet kann jedoch nicht

ausgeschlossen werden. Eine Kampfinittel-Sondierung des Geländes hat bislang nicht stattgefun

den. Diese ist ggf. in Eigenverantwortung des Grundstückseigners / Bauverantwortlichen zu ver

anlassen. Jedwede Erdarbeiten sind in entsprechender Achtsamkeit durchzuführen.
Sollte ein Verdacht auf das Vorhandensein von Kampfmitteln bestehen, so sind aus Sicherheits

erwägungen weitere Erdarbeiten sofort zu unterlassen. Zunächst muss dann eine Freimessung des

Geländes erfolgen. Ist diese unter vertretbarem Aufwand nicht möglich, so muss bei allen boden

eingreifenden Maßnahmen eine baubegleirende Aushubüberwachung / Kampflnittelsondierung
durchgeführt werden. Sollten Kampfinittel gefunden werden, so sind aus Sicherheitsgründen die

Erdarbeiten sofort einzustellen und umgehend das Ordnungsamt der Verbandsgemeinde Rüdes

heim, die nächstgelegene Polizeidienststelle oder der Kampfmittelräumdienst Rheinland-Pfalz zu

benachrichtigen.

14. Radonprognose

Das Plangebiet liegt außerhalb von Radonvorsorgegebieten. Gemäß § 123 Abs. 1 des Strahlen

schutzgesetzes (StrlSchG) gilt außerhalb von Radonvorsorgegebieten folgendes: Wer ein

Gebäude mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen errichtet, hat geeignete Maßnahmen zu tief

fen, um den Zutritt von Radon aus dem Baugrund zu verhindern oder erheblich zu erschweren).

Diese Pflicht gilt als erfüllt, wenn die nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik erfor

derlichen Maßnahmen zum Feuchteschutz eingehalten werden. Diese sind insbesondere erfüllt,

wenn die Vorgaben der DIN 18195 „Bauwerksabdichtungen“ beachtet wurden. Die DIN 18195

ist eine Planungs- und Ausfiihrungsnorm für die Abdichtung von Bauwerken und Bauteilen. die

für den Neubau konzipiert wurde. Unter anderem werden in dieser Norm Anforderungen für

Durchdringungen, Übergänge sowie An- und Abschlüsse aufgestellt. In Radonvorsorgegebieten

gelten zusätzliche Regelungen.

Da die vorstehenden Ausführungen nur allgemeine Hinweise geben können, wird den Bauverant

wortlichen und ihren Planern eine Radonmessung der Bodenluft empfohlen, deren Ergebnisse

Grundlage sein sollte, sich ggf. für bauliche Vorsorgemaßnahmen zu entscheiden und bereits in

einer frühen Planungsphase entsprechende objekt-optimierte Konzepte zum Schutz vor Radon in

Zusammenarbeit mit einem Radongutachter zu entwickeln.

Weitere Informationen sind u.a. dem Radon-Handbuch des Bundesamtes für Strahlenschutz, der

Radon-Informationsstelle beim Landesamt für Umwelt (Mainz; E-Mail: radon@lfu.rlp.de, Telefon:

06131/6033-1263) sowie folgender Seite zu entnehmen: http:llmapsenier.lgb

rlp.delphp_radon/meta/erlaeuterungen.pdf.
Fragen zur Geologie im Baugebiet sowie zur Durchführung und Bewertung der Radonmessung

in der Bodenluft beantwortet das Landesamt für Geologie und Bergbau (Internet: .Igb-rlp.de,

Telefon: 06131/9254-0).

Die Ergebnisse von vorgenommenen Radonmessungen sollten dem Landesamt für Geologie und

Bergbau Rheinland-Pfalz (Mainz) mitgeteilt werden, damit diese in anonymisierter Form zur

Fortschreibung der Radonprognosekarte von Rheinland-Pfalz beitragen können.

15. Artenschutzrechtlich begründete Erfordernisse

Da für einige Arten von artenschutzrechtlich begründeten Maßnahmen eine Rechtsgrundlage für

die planungsrechtliche Sicherung durch entsprechende textliche Festsetzungen in einer Satzung

fehlt, sind zu deren Sicherung entweder vertragliche Regelungen im Sinne des § la Abs. 3 5. 4

BauGB vorzunehmen, und / oder die Maßnahmen müssen Auflagen im Rahmen der Baugeneh

migung werden.
Dies betrifft im vorliegenden Fall die folgende Einhaltung von Fristen für Eingriffe zur Sicherung

artenschutzrechtlicher Erfordernisse.

a. Zur Sicherung der Einhaltung des Tötungsverbots gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 und / oder des

Beschädigungsverbots des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ist die Rodung von Gehölzen nur im

Zeitraum zwischen dem 01.10. eines Jahres und dem 28. / 29.02. des Folgejahres zulässig.
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b. Zum andern sind die im Artensehutzrechtlichen Fachbeitrag (VIRIDITAS 2023) zum Schutz
von bodenbrütenden Vogelarten getroffenen Empfehlungen zu beachten;
So sind
- der Rückbau der Lagerflächen und Schuppen im Plangebiet,
- die Demontage der Nisthilfen im Falle der Rodung der Gehölze, sowie
- die Beseitigung von Gras-Kraut-Beständen
nur außerhalb der Vogelbrutzeit und somit nur im Zeitraum zwischen dem 01.10. eines
Jahres und dem 01.03. des Folgejahres zulässig.
Von der Einhaltung dieses Zeitfensters kann abgesehen werden, sofern ab Anfang März regel
mäßig in maximal vierwöchigem Turnus die Vegetation durch Mähen, Mulchen, Grubbern
oder Eggen beseitigt wird, um das Anlegen von Nestern durch bodenbrütende Vogelarten zu
verhindern.

16. DIN-Normen

DIN-Normen, auf die in dieser Satzung verwiesen wird, sind beim Deutschen Patent- und Mar
kenamt in München archivmäßig gesichert niedergelegt und können bei der Verbandsgemeinde
verwaltung Rüdesheim (Fachbereich 3: Natürliche Lebensgrundlagen und Bauen — Bauverwal
tung, Marktplatz 11, 55566 Bad Sobernheim) eingesehen werden.
Ein Bezug der DIN-Vorschriften ist über die Beuth Verlag GmbH (unter der Adresse Saatwinkler
Damm 42/43, 13627 Berlin, bzw. http://www.beuth.de) möglich.

17. Pflanzenliste für Pflanzfestsetzungen
Die im Plangebiet zu pflanzenden Arten sind jeweils auszuwählen in Abhängigkeit vom konkre
ten Standort (einige Arten gedeihen bspw. nur auf feuchten Standorten).
Die im Folgenden aufgeführten Pflanzenarten sind eine Auswahl der wichtigsten Arten.
Die Liste ist nicht abschließend.
Wichtig für eine ökologisch wertvolle Pflanzenauswahl ist die weitest mögliche Verwendung von
heimischen Gehölzen. Es können aber auch Arten verwendet werden, die dieses Kriterium nicht
im strengen Sinne erfüllen. In jedem Fall sollte aber darauf geachtet werden, dass möglichst ro
buste Arten und Sorten gepflanzt werden, die vor allem durch ihre Blüte und ihre Früchte und /
oder sonstige Eigenschaften (z. B. Dornen oder Stachel als Hilfe zum Nestbau; Belaubung o.ä.)
einen Teil- Lebensraum (als temporäres Jagd-(Flug- / Brut- / Nist-)Habitat für unsere heimische
Fauna (v. a. für Vögel und Insekten) bieten.

Gemäß § 40 Absatz 1 BNatSchG bedarf das Ausbringen von gebietsfremden Pflanzen (d. h. deren
Art in dem betreffenden Gebiet in freier Natur nicht oder seit mehr als 100 Jahren nicht mehr
vorkommt) in der freien Natur seit dem 01.03.2020 der Genehmigung der zuständigen Behörde.
Dies gilt nicht für künstlich vermehrte Pflanzen, wenn sie ihren genetischen Ursprung in dem
betreffenden Gebiet haben. Eine Genehmigung kann nicht erteilt werden, wenn eine Gefährdung
von Okosystemen, Biotopen oder Arten der Mitgliedstaaten der FU nicht auszuschließen ist.
Durch diese Regelung sollen einer weiteren Florenverfälschung effektiv entgegengewirkt sowie
Produktion und Verwendung gebietseigener Gehölze und Saaten gefördert werden.

Bei Pflanzungen ist auf die Einhaltung der Grenzabstände nach den § 44-47 des Landesnachbar
rechtsgesetzes von Rheinland-Pfalz zu achten.

DÖRHÖFER & PARTNER

_____

Ingenieure • Landschaftsarchitekten • Raum- und Umweltplaner



Einbeziehungssatzung ‘Jahnstraße‘ Ortsgemeinde Duchroth
Satzungstext Seite 12

a) Bäume

Bäume 1. Ordnung Bäume II. Ordnung
Acer platanoides - Spitzahorn Acer campestre - Feldahorn
Acer pseudoplatanus - Bergahorn Carpinus betulus - 1-lainbuche
Aesculus hippocastanum - Rosskastanie Cydonia oblonga - Quitte
Fagus sylvatica - Rotbuche Malus sylvestris - Wildapfel
Fraxinus excelsior Esche (aktuell aber wg. des Prunus avium - Vogelkirsche

Eschentriebsterbens aufPflanzung ve,ichte,z) Pyrus pyraster - Wildbirne
Juglans regla - Walnuss Sorbus arja - Mehlbeere
Quercus robur - Stieleiche Sorbus aucuparia - Eberesche
Tilia cordata - Winterlinde Sorbus domestica - Speierling
Tilia plat-yphyllos - Sornmerlinde Sorbus torminalis - Elsbeere

b) Landschaftssträucher

Berberis vulgaris - Berberitze Rhamnus cathartica - Kreuzdorn
Cornus sanguinea - Roter Hartriegel Rhamnus frangula - Faulbaum
Cory]us avellana - Waldhasel Rosa canina - Hundsrose
Euony]nus europaeus - Pfaffenhütchen Rosa rubiginosa - Weinrose
Ligustrurn vulgare - Rainweide Rosa pimpinellifolia - Bibernellrose
Lonicera xylosteum - Heckenkirsche Sambucus nigra - Schwarzer Holunder
Prunus mahaleb — \Veichselkirsche Viburnurn lantana - Wolliger Schneeball

Viburnum opulus - Wasserschneeball

c) Obstbäume

An Obstbäumen sind möglichst robuste. pflegeextensive Sorten (vorzugsweise alte Regional-

sorten) zu verwenden.

Ergänzend bzw. alternativ können für Pflanzungen im Randbereich von Stellplätzen und sonstigen
befestigten Flächen auch andere stadtklimatolerante Laubbaum-Arten verwendet werden, die in der
GALK-Stral3enbaumliste [DEUTSCHE GARTENAMTSLEITERKONFERENZ (GALK) eV. (2012): GALK

Straßenbaumliste in der aktuellen Fassung; s. www.galk.de] zur Verwendung auf Straßen- und Park
platz-Flächen als ‘geeignet‘ oder ‘gut geeignet‘ für diese Standorte empfohlen werden, sofern sie als

Hochstamm erhältlich sind und eine Mindestgröße von 6 m (nach den Angaben dieser Liste) erreichen.

Mindcst-Pflanzqualitäten (falls nicht anders angegeben):
- Bäume 1. und II. Ordnung: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 14-16cm
- Bäume II. Ordnung: Heister, 2 x verpflanzt, 150-175cm hoch
- Obstbäume: Hochstamm auf Sämlingsunterlage, 3 x verpflanzt, Stammumfang 8-10cm
- Landschaftssträucher: 2 x verpflanzt. 60-100cm hoch.

Alle im Plangebiet zu pflanzenden hochstämmigen Bäume sind mit Dreibock anzupfahlen, in den

Randbereichen ist ein Fege- bzw. Verbissschutz (Fegeschutz-Spiralen, Wuchshüllen o.ä.) anzubrin

gen.
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j § 4 Rechtsgrundlagen

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. 1 S. 3634), zuletzt
geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 04.01.2023 (BGH. 1 Nr. 6)

- Baunutzungsverordnung (BauNVO - Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. 1 S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom
04.01.2023 (BGH. 1 Nr. 6)

- Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) in der Fassung vorn 24.11.1998 (GVBI. 1998. S. 365), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 07.12.2022 (GVBI. 5.403)

- Planzeiclienverordnung (PlanzV — Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung
des Planinhalts) vorn 18.12.1990 (BGB1. 11991 S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
14.06.2021 (BGH.! 5. 1802)

- Bundesnaturschutzgesetz (Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege — BNatSchG) vom 29.07.2009
(BGBI. 20091 5.2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 08.12.2022 (BGH. 1 S. 2240)

- Landesnaturschutzgesetz (Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft —

LNatSchG) vom 06.10.2015 (GVBI. 2015, S. 283f.), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom
26.06.2020 (GVBI. 5. 287)

- Bnndesbodenschutzgesetz (BBodSchG — Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur
Sanierung von Altlasten) vom 17.03.1998 (BGBI. 1 S. 502), zuletzt geändert durch Art. 7 des Gesetzes vom
25.02.2021 (BGB]. 15.306)

- Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) vom 25.07.2005 (GVBI. 5. 302), zuletzt geändert durch Art. 5 des
Gesetzes vom 26.06.2020 (GVBI. 5.287)

- Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) vom 23.03.1978 (GVBI. 5. 159), zuletzt geändert durch Arti
kel 4 des Gesetzes vom 28.09.2021 (GVBI. 5.543)

- Wasserhaushaltsgesetz (WHG) - Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes - vorn 31.07.2009 (BGBI. 1 5.
2585), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 04.01.2023 (BGB]. 1 Nr. 5)

- Landeswassergesetz (LWG) - Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz - in der Fassung vom 14.07.20 15
(GVBI. S. 127), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08.04.2022 (GVBI. 5. 118)

- Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) in der Fassung vom 31.01.1994 (GVBI. 5. 153), zuletzt geän
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.01.2022 (GVBI. 5. 21)

- Landesnachbarrechtsgesetz für Rheinland-Pfalz (LNRG) vom 15.06.1970, zuletzt geändert durch ArtikeL 1
des Gesetzes vom 21.07.2003 (GVBI. 5. 209).
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§ 5 Ausfertigung

Die Satzung, bestehend aus der Planzeichnung. dem vorliegenden Satzungstext und der Begründung,
stimmt in allen ihren Bestandteilen mit dem Willen des Gemeinderates Duchroth überein.

Das für die Einbeziehungssatzung gesetzlich vorgeschriebene Verfahren wurde eingehalten.

D& Eiübeziehtmgssatzung wird hiermit ausgefertigt.

Prkh
(Ort)

Js. U.2Zt
(Datum)

(Unterschri Jörg Schneiß, Ortsbürgermeister)

§ 6 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt gemäß § 34 Abs. 6 5.2 i. V. m. § 10 Abs. 3 BauGB mit der ortsüblichen Bekannt
machung in Kraft.

s4 tw$ tcU ck. Cttcc ( y

(Datum)
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